PRÜFUNG VON ANTRÄGEN                                                         APRIL 2011
DEUTSCHE BEHINDERTENHILFE – AKTION MENSCH E.V.

Basisförderung 

STIFTUNG DEUTSCHE BEHINDERTENHILFE

für:

 FORMCHECKBOX 
 Erwerb    

 FORMCHECKBOX 
 Bau / Umbau / Modernisierung 

 FORMCHECKBOX 
 behinderungsbedingte Mehrkosten

 FORMCHECKBOX 
 Ausstattung (hierzu zählen auch NUTZ-Fahrzeuge *)*diese sind entweder separat zu beantragen oder im Rahmen eins „Invest-Antrages“ 

 FORMCHECKBOX 
 Spiel- und Fördermaterial

 FORMCHECKBOX 
 gleichzeitige Beantragung eines Zins-/Tilgungszuschusses bei der Stiftung?         ja / nein 

Zuständigkeitsbereiche

 FORMCHECKBOX 
 ambulante Dienste/Einrichtungen
· Frühförderstellen für behinderte und von Behinderung bedrohte Kleinkinder ab der Geburt bis max. zum Schuleintritt 

· Kontakt-/ Beratungs- und/oder Anlaufstellen für behinderte Menschen und deren Angehörige 

· Familienentlastende-/unterstützende Dienste für Menschen mit Behinderung und deren Angehörige

· ambulante Dienste / offene Hilfen für Menschen mit Behinderung und deren Angehörige

· Begegnungsstätten und Gemeindezentren mit integrativem Konzept

 FORMCHECKBOX 
 teilstationäre Einrichtungen
· Tagesstätten für Menschen mit Behinderung (mit Ausnahme von Tagesstätten für Menschen im erwerbsfähigen Alter)

· Integrative Schulen

· Integrationseinrichtungen für Behinderte (Integrative Kindertagesstätten, integrative Kindergärten) 

 FORMCHECKBOX 
 stationäre Einrichtungen 

· Erholungs- und Familienferienstätten, Kureinrichtungen / Tagungs- und Bildungsstätten 
· sämtliche Wohneinrichtungen für Menschen mit Behinderung (mit Ausnahme von Einrichtungen, die im Rahmen der Auflösung von Groß- und Komplexeinrichtungen entstehen)

1.  Formalia

 FORMCHECKBOX 
 Es ist generell der Landesverband zuständig, in dessen Bereich die ZU FÖRDERNDE  EINRICH-TUNG fällt.

       FORMCHECKBOX 
  Ist das Antragsformular korrekt –analog der Musterausfertigung-  ausgefüllt?

       FORMCHECKBOX 
  Wurden die zusätzlich auf dem Postwege zu versendende „Antragsbestätigung und  Verzeich-nis der Anlagen“ RECHTSVERBINDLICH unterzeichnet?

· Eine Förderung der Aktion Mensch / der Stiftung Deutsche Behindertenhilfe ist ausgeschlossen, wenn das selbe VORHABEN durch die Lotterie „Glücks-Spirale“, die Stiftung Deutsches Hilfswerk oder mit Lotto/Toto-Mitteln gefördert wird.

· Eine Förderung der Aktion Mensch / der Stiftung Deutsche Behindertenhilfe ist ausgeschlossen, wenn sich unterschiedliche Einrichtungen in ein und dem selben Gebäude befinden und eine Einrichtung durch die Lotterie „Glücks-Spirale“, die Stiftung Deutsches Hilfswerk oder mit Lotto / To-to-Mitteln gefördert wird, da ein GEBÄUDE generell nur aus einer Soziallotterie gefördert wird.
· Eine Förderung durch die Aktion Mensch ist bei Investitionsvorhaben im Bereich Wohnen ausgeschlossen, wenn das selbe Vorhaben durch die Stiftung Deutsche Behindertenhilfe gefördert wird.

2. Antragsteller

 FORMCHECKBOX 
 Ist der Registerauszug älter als 3 Monate (bezogen auf das Antragsdatum)?

     Sofern der Auszug nicht älter als 12 Monate ist, kann eine rechtsverbindlich unterzeichnete   Erklärung abgegeben werden, dass die Eintragungen nach wie vor gültig sind.

       FORMCHECKBOX 
 Körperschaftsfreistellungsbescheid: Gibt es Beschränkungen zur Freistellung von der Körperschaftssteuer?

     
Betreffen diese das beantragte Projekt?
 FORMCHECKBOX 
 Absichtserklärung hinsichtlich der Rücknahme der generellen Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB -sofern die Regelung nicht den Vorgaben der Aktion Mensch entspricht-

 FORMCHECKBOX 
 Absichtserklärung hinsichtlich der Änderung der Heimfallklausel -sofern die Regelung nicht den Vorgaben der Aktion Mensch entspricht-

 FORMCHECKBOX 
  Verpflichtungserklärung hinsichtlich der Heimfallklausel (NUR bei Antragstellern: Gesamtverband Ev. Kirchengemeinden, Ev. Kirchengemeinden, Landeskirchen, Körperschaften Öffentlichen Rechts)
 FORMCHECKBOX 
 Wurden alle „antragsteller-bezogenen“ Unterlagen als Word-Dokument bzw. PDF- / Excel-   Datei dem elektronischen Antrag KOMPLETT (alle Seiten des jeweiligen einzelnen Doku-mentes NUR als eine Anlage) beigefügt?

Wurde beachtet:

NICHT gefördert werden insbesondere:

· natürliche Personen und gewerbliche Organisationen

· juristische Personen, die von einzelnen Personen oder der öffentlichen Hand dominiert werden

· Organisationen, die das Selbstkontrahierungsverbot gem. § 181 BGB generell außer Kraft setzen / setzen können
· Immobilien-Investitionen von Organisationen, die bei Auflösung ihr Restvermögen nicht einer freien gemeinnützigen Organisation zukommen lassen
· Grundsätzlich stationäre und teilstationäre Einrichtungen, die einen Versorgungsvertrag gem. Pflegeversicherungsgesetz (SGB XI) mit den Pflegekassen abgeschlossen haben.
3. Vorhaben
NICHT gefördert werden:

·  Sonderschulen, Sonderkindergärten-/tagesstätten

· Denkmalbedingte Mehraufwendungen (diese sind bei sämtlichen Einrichtungsarten NICHT   förderfähig und können auch nicht als Bestandteil der Gesamtkosten im Antragsformular enthalten sein.
Hier sind dann zusätzlich eine Excel-Tabelle sowie eine Aufstellung über den denkmalbedingten Mehraufwand vorzulegen.
· Die Sanierung /  Instandhaltung von bestehenden Einrichtungen ist nicht förderfähig.                     Solche Kosten sind bei Stellung eines Zuschuss- oder Zinszuschuss-Antrages heraus zurechnen und zusätzlich ist eine Excel-Tabelle über die „förderfähigen/nicht förderfähigen Kosten“ vorzulegen.
· Ersatzbeschaffung von Ausstattung / Inventar (gleichgültig ob aus Lottteriemitteln gefördert oder nicht)

· Kosten für die Beratung und/oder das Erstellen von Förderanträgen.
· Ersatz-Schaffung bzw. Sanierung/Modernisierung von Barrierefreiheit.
        FORMCHECKBOX 
   Ist sichergestellt, dass die zur Förderung beantragten Maßnahmen 


(Unterzeichnung des Kaufvertrages / Vergabe der Bauaufträge nach –bereits durchgeführter- Ausschreibung durch den Architekten / Bestellung von Ausstattung)                                               NACH dem Antragseingang beim Bundesspitzenverband, d.h. dem DWEKD liegen?

Unverändert gilt, dass erst nach Antragseingang bzw. Erteilung einer Eingangsbestätigung durch das DWEKD förderunschädlich –aber auf eigenes Risiko- mit der Maßnahme begonnen werden kann. 

Im eigenen Interesse sollte ein Antrag rd. 3 Monate vor dem geplanten Beginn dem Bundes-spitzenverband vorliegen. 

 FORMCHECKBOX 
 Beschreibung des Vorhabens

     
Ist zu allen Punkten, die die zur Förderung beantragte Maßnahme betreffen, eine Aussage – analog der Musterausfertigung - vorgenommen worden?


Hinweise wie „siehe .. „ sind nicht möglich. 
Bitte keine „Wir-/Unser-Ausführungen“ verwenden.

 FORMCHECKBOX 
 Enthält der Antrag nur förderfähige Kosten?

· Bei der Zielgruppe der Menschen mit Schädel-Hirnverletzungen ist zu beachten, dass für einen Antrag ganz entscheidend ist, welcher Kostenträger zuständig ist. Für Bereiche, in denen die Pflege- oder Krankenkasse zuständig ist, ist eine Förderung ausgeschlossen. Bereiche, in denen die Eingliederungshilfe zuständig ist, ist eine Förderung möglich. Die Entscheidung des Kuratoriums für diese Zielgruppe ist eine Einzelfallentscheidung.

· Das Kuratorium sieht den Vollzug und die Durchführung aus Urteilen und Weisungen der Justiz durch Freie Träger als nicht förderfähig an. Anträge, bei denen Träger der Jugendhilfe oder der Straffälligenhilfe Auflagen, Weisungen (z.B. § 10 Jugendgerichtsgesetz) oder Urteile vollziehen oder deren Durchführung organisieren (Delegationsverträge, die die Freien Träger mit der Justiz -Gericht oder Staatsanwaltschaft- oder den Jugendämtern geschlossen haben sind somit nicht förderfähig.                                                                                                                  Förderfähig sind jedoch Konzepte in denen mit Angehörigen von inhaftierte oder straffälligen Menschen gearbeitet wird.
· Wurde beachtet, dass bei Einrichtungen nach § 35 a SGB VIII nur anteilig ein Kosten- und Finanzierungsplan in den Antrag aufzunehmen ist, wenn eine „Mischbelegung“ erfolgt?

· Weder förder-, noch ansetzbar sind Kosten für die Zwischenfinanzierung und / oder Beschaffung von Kreditmitteln, Erbbauzinsen o.ä.
· Wurde beachtet:
1. Der nach der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) vorgesehene Beratungs- und Betreuungsaufwand kann in die jeweiligen Kostenpläne eingestellt werden. Darüber hinausgehende Kosten für die Baubetreuung können nicht anerkannt werden. 

2. Als Anhaltspunkt für eine akzeptable Höhe des Beratungs- und Betreuungsaufwands gelten die Stufe 3, mittlerer Satz sowie die Stufe 4, unterer Satz der HOAI.

3.  Dieser Beschluss gilt für alle Anträge, die ab dem 01.12.2007 bei den antragsannehmenden Stellen der Spitzen-/Bundesverbände oder der Geschäftsstelle der Aktion Mensch eingehen.

Anmerkung: 
Es ist zu beachten, dass der Antragsteller der Auftraggeber, der Rechnungsempfänger und der Rechnungszahler sein muss.

4.  Anlagen
  FORMCHECKBOX 
  Liegen alle erforderlichen Anlagen zum Antrag (zumindest analog der „Mindest-Anlagenliste“)

       vor, damit der Antrag eingereicht werden kann?

  FORMCHECKBOX 
  Wird lediglich ein Antrag auf Zuschussgewährung gestellt, so genügen für den Bundes-spitzenverband die Anlagen in 2-facher Ausfertigung, wird ein „Doppel-Antrag“ gestellt, so sind insgesamt 3 Sätze der Anlagen einzureichen.

       Ein Satz ist generell zusätzlich für den Landesverband zu erstellen.

5.  Prüfung der Antragsanlagen:

 FORMCHECKBOX 
   Wurde beachtet, dass, sofern der förderfähige Antragsteller (z.B. e.V.) bei den investiven Maß-nahmen nicht der Träger ist, sondern die Einrichtung seinem Betriebsträger (z.B. gGmbH) überlässt, dass der Verbund offen zu legen und zu begründen ist?

       Sind die zusätzlich auch für den Betriebsträger vorzulegenden Unterlagen beigefügt?

 FORMCHECKBOX 
 GmbH-Gründungsvertag

 FORMCHECKBOX 
 Geschäftsführerbestellungsurkunde

 FORMCHECKBOX 
 Registerauszug

 FORMCHECKBOX 
 Freistellungsbescheid des Finanzamtes bzw. Gemeinnützigkeitsbescheinigung
 FORMCHECKBOX 
 Entspricht die Bauzeichnung den Angaben der Nutzung?

 FORMCHECKBOX 
  Entspricht das Händlerangebot für Nutzfahrzeuge den Erfordernissen (Angabe des Basis-
       fahrzeuges, der nicht serienmäßigen Sonderausstattung mit dem dazugehörigen Einzelpreis,   Angabe der jeweiligen Listenpreise, Angabe der Höhe der Mwst. sowie Ausweisung der Sonderkonditionen)

ACHTUNG: -  Es werden nur NEU-Fahrzeuge gefördert

                     - Es werden KEINE Ersatz-Beschaffungen, von Nutzfahrzeugen gefördert, auch nicht 

                       von nicht durch Aktion Mensch geförderten ERST-Anschaffungen!

Anmerkung:
Nutzfahrzeuge können nur von Integrations-/Selbsthilfefirmen beantragt werden. Nutzfahrzeuge zählen als Ausstattung und können daher auch im Invest-Antrag mit beantragt werden. Sollten getrennte Anträge eingereicht werden, dies bezieht sich auch auf „zeitversetzte Anträge“, erfolgt immer eine Addition des beantragten Zuschusses aus dem „normalen Invest-Antrag“ um zu vermeiden, dass hier die max. Zuschusshöhe insgesamt überschritten wird. 
 FORMCHECKBOX 
   Entspricht das Darlehensangebot des Kreditinstitutes den Vorgaben der  Stiftung, sofern 

ein Zins-/Tilgungszuschuss beantragt wird stimmt der Betrag auf den Cent genau mit dem Finanzierungsplan überein?
ACHTUNG: 

Zins-/Tilgungszuschüsse können NICHT bei Anträgen auf Gewährung von Zuschüssen für Nutz-fahrzeuge gestellt werden. 
       ANMERKUNG: 

       Darlehensverträge auf der Basis von Zinstauschgeschäften werden NICHT gefördert!!

Der Zinssatz für zur Förderung beantragte Darlehen muss mindestens 4 % p.a. betragen.

Förderungsfähig sind nur Darlehen, die mit 100 % des Darlehensbetrages, d.h. ohne Abzug eines Disagios zur Auszahlung kommen. 

Gefördert werden grundsätzlich nur Darlehen des freien Kapitalmarktes mit marktüblichen Kon-ditionen; d.h., auch, wenn z.B. ein Darlehen einer Landeskirche zu marktüblichen Konditionen gewährt wird, kann für dieses Darlehen keine Antrag auf Zins-/Tilgungszuschuss gestellt werden.
Das zu fördernde Darlehen ist ohne tilgungsfreie Zeiten über die gesamte Laufzeit zu tilgen. 
A.  ZINSZUSCHUSS 
Angaben in den Darlehensangeboten:

Art des Darlehns (Tilgungs- oder Annuitätendarlehen)

Höhe des Kredites
Zinssatz (fest oder variabel)

Tilgungssatz (mind. 2 % bei Annuitätendarlehen / 5 % bei Tilgungsdarlehen)

Laufzeit des Vertrages (Zinsbindungsfrist)

Tilgungsdauer

Rechtsverbindliche Unterschrift

Zur Antragsbearbeitung ist ein Tilgungsplan für das zu fördernde Darlehen, aus dem die komplette Tilgungsdauer hervorgeht, benötigt.

Es wird empfohlen:
Sofern der Kapitalmarkt vergleichsweise niedrige Zinssätze (z.B. von unter / bei 6 % ) ermöglicht, sollten Annuitätendarlehen abgeschlossen und die niedrigen Zinskonditionen zu einem höheren Tilgungssatz genutzt werden, um hinsichtlich der gesamten Tilgungsdauer der Darlehen in den Bereich von 20 Jahren zu kommen.

B.   TILGUNGSZUSCHUSS
Angaben in den Darlehensangeboten:
Tilgungsdarlehen

Höhe des Kredites

Zinssatz 

Tilgungssatz (mind. 5 % )

Laufzeit des Vertrages (Zinsbindungsfrist)

Tilgungsdauer

Rechtsverbindliche Unterschrift
Mit den zur Verfügung gestellten Zinszuschussmitteln werden Zinsbelastungen für Kapitalmarktmittel subventioniert, die als Eigenkapitalersatzmittel vom Antragsteller aufgenommen werden müssen. 

ANMERKUNG:

Die Richtlinienvorschrift bezüglich nicht geförderter tilgungsfreier Zeiten bezieht sich nur auf den Förder-zeitraum des Darlehens. Demnach müssen für den Beginn des Förderzeitraumes der 1. Dekade sowohl die Vollvalutierung, als auch der Tilgungsbeginn nachgewiesen sein. Die Tilgung muss über den gesam-ten Förderzeitraum fortgeführt werden.

Dies bedeutet in der Praxis, dass die vorzulegenden Darlehensverträge seitens der Aktion Mensch in al-len Punkten auf die Einhaltung der geforderten Konditionen hin, weiter wie bisher geprüft werden und der Tilgungsbeginn durch Belege (Darlehensvertrag, Valutierungsbeleg, Kontoauszüge o.ä.) nachge-wiesen werden muss. Für den Beginn der Zins-/Tilgungszuschusszahlungen der 1. Dekade müssen dann beiden Bedingungen:

Vollvalutierung und Tilgungsbeginn

erfüllt sein. Über den gesamten Förderzeitraum hinweg müssen alle Richtlinien-Konditionen erfüllt bleiben, also auch die Tilgung ohne Unterbrechung fortgeführt werden, da ansonsten Rückzahlungsverpflichtungen der Vergaberichtlinien zum Tragen kommen können.

Sofern für Kapitalmarktdarlehen Zinszuschüsse der öffentlichen Hand gewährt werden, kann die Stiftung nur einen Tilgungszuschuss und keinen Zinszuschuss gewähren. Dieser ist an die Aufnahme eines Til-gungsdarlehens mit einem Tilgungssatz von mindestens 5 % pro Jahr gebunden. 

Die Höhe des Tilgungszuschusses entspricht der Höhe, die ein Zinszuschuss bei gleicher Darlehens-summe erreicht hätte. 

Der Tilgungszuschuss kann neben einem richtliniengemäßen Zuschuss des Vereins Deutsche Behinder-tenhilfe - Aktion Mensch e.V. in Anspruch genommen werden, sofern eine solche „Doppelbeantragung“ möglich ist. 

ACHTUNG:


· Die für die Förderung der zweiten Zinszuschussdekade (2. ZZ-Dekade) maßgebliche Darlehenshöhe beträgt max. 50% des in der 1. ZZ-Dekade geförderten Darlehens (im Bereich Investitionsförderung Wohnen max. 300.000 €, in allen anderen Bereichen der Investitionsförderung max. 250.000 €). Diese Regelung entspricht der bisherigen Praxis für die Förderung von Tilgungsdarlehen, die nach den Vorgaben der Stiftung in der 1. ZZ-Dekade mind. 50% des Ursprungskapitals tilgen.

· Somit werden Annuitätendarlehen, die mit der von der Stiftung vorgegebenen Mindesttilgung von 2% zzgl. ersparten Zinsen nach zehn Tilgungsjahren i.d.R. noch ca. 70% des Ursprungsdarlehens aufweisen, nicht mehr analog ihres tatsächlichen Darlehensstands in der 2. ZZ-Dekade gefördert.

· Die Höhe des Zinszuschusses für die 2. ZZ-Dekade wird wie folgt ermittelt:


-Darlehenskapital zu Beginn der 2. ZZ-Dekade: max. 50% des Ursprungsdarlehens

· Unterstellter Tilgungsverlauf: Vollständige Tilgung nach längstens 20 Jahren (analog zum Verlauf der Tilgungsdarlehen  bisher), unabhängig vom tatsächlichen Verlauf.

· Eine Förderung von Darlehen über die o.g. zwei ZZ-Dekaden hinaus erfolgt nicht.
· Die o.g. Veränderungen für die 2. ZZ-Dekade betreffen sämtliche Anträge, bei denen die 1. ZZ-Dekade zum 31.12.2009 oder später ausläuft.
Wurde der Antragsteller hinsichtlich der Aufnahme / der Förderung eines Darlehens mit Zinszu-schuss bei der Stiftung Deutsche Behindertenhilfe beraten -sofern eine solche Antragstellung möglich ist-? 

Sollte ungeachtet dessen der Antragsteller keinen zusätzlichen Antrag stellen, so ist eine Erklärung einzufordern, dass dem Antragsteller diese Möglichkeit aufgezeigt wurde, aber nicht davon Gebrauch gemacht werden soll.

6. Gesamtkosten und Finanzierung

 FORMCHECKBOX 
   Sind alle Kostenpunkte förderfähig?

Pro-Platz-Kosten
- Die förderfähigen Pro-Platz-Kosten der Neubaukosten dürfen den Betrag von 85.000,-- € nicht überschreiten. Eine darüber hinausgehende Förderung ist weder durch die Aktion Mensch, noch durch die Stiftung Deutsche Behindertenhilfe möglich.
       D.h., bei Wohnanträgen sind, sofern die Kosten über 85.000,--€ pro Platz liegen, die tatsächlichen Gesamtkosten in den Antrag einzustellen und zusätzlich ist eine Excel-Tabelle gem. der Mustertabelle einzureichen.

   ACHTUNG: Der bei der Antragstellung angegebene Fördersatz wird beibehalten.
-  Bei Wohninvestitionen mit öffentlicher Mitfinanzierung setzt die Aktion Mensch die Angemessenheit der von der öffentlichen Hand anerkannten Kosten voraus, d.h. in den Antrag können somit auch Pro-Platz-Kosten von über 85.000,-- € aufgenommen werden.
    -  Bei Wohninvestitionen ohne öffentliche Mitfinanzierung wird die Angemessenheit der Pro-Platz-   Kosten aufgrund der großen regionalen Unterschiede der Grundstückspreise ausschließlich anhand der reinen Neubaukosten beurteilt. Grundstücks- und Bereitstellungskosten fließen somit in die Beurteilung der Angemessenheit der Kosten nicht ein.
       Liegen bei einer Nichtmitfinanzierung der öffentlichen Hand“ aber die anerkennungsfähigen Kosten z.B. „nur“ bei 70.000,-- €, so sind auch NUR diese Kosten als förderfähige Pro-Platz-Kosten in den Antrag einzustellen und zusätzlich ist eine Excel-Tabelle mit „förderfähigen / nicht förderfähigen Kosten einzureichen!! 
Sollten z.B. „lediglich“ Ausstattungskosten als „nicht  förderfähig“ benannt sein, so können diese Ausstattungskosten als Bestandteil in den Antrag zusätzlich aufgenommen werden. Generell nicht förderfähig sind jedoch Ersatzbeschaffungen! 
Gleiches gilt z.B. auch für Architektenhonorare.
    -  Besondere, über die DIN 18025 1+2 hinausgehende Ausstattung zur Barrierefreiheit bleibt bei der Pro-Platz-Kostenberechnung unberücksichtigt.

    -  Bei der Beurteilung der Angemessenheit von Pro-Platz-Kosten bleiben die Aufwendungen für den Denkmalschutz in Höhe der Zuwendungen für den Denkmalschutz unberücksichtigt.

Anmerkung:
Bei Einrichtungen des Ambulant Betreuten Wohnens wird Ausstattung nur für die Gemeinschaftsräume gefördert.

Wurden die Gesamtkosten bei Nutzfahrzeug-Anträgen abgestellt auf den um die Mwst. und die Sonderkonditionen reduzierten Gesamtbetrag?

Zu beachten ist, dass bei Invest-Anträgen für Intergrations-/Selbsthilfefirmen andere beantragte/bewilligte Zuwendungen dem Nutzfahrzeug-Antrag „eingerechnet“ werden. Sollte mit dem separaten Nutzantrag der Zuschuss über der Höchstfördersumme liegen, erfolgt KEINE FÖRDERUNG. 

 FORMCHECKBOX 
  Beinhaltet der Antrag nur die Kosten, die seitens der Aktion Mensch förderfähig sind?  

 FORMCHECKBOX 
   Wurde neben der Detail-Aufstellung nach den Oberbegriffen des behinderungsbedingten Mehraufwandes zusätzlich auf einem neutralen Bogen auch die Aufstellung nach den Kostengruppen dem Antrag beigefügt?

 FORMCHECKBOX 
   Sofern nur behinderungsbedingter Mehraufwand beantragt wird, wurden auch nur diese Kosten in den Antrag als Gesamtkosten eingestellt?
   FORMCHECKBOX 
    Liegen, sofern neben den beantragten Maßnahmen weitere bauliche Veränderungen vorge- nommen werden, der  Excel-Gesamtfinanzierungsplan mit den erforderlichen Unterteilungen auf neutralem Bogen und die Gesamt-DIN 276 vor?

 FORMCHECKBOX 

Wurde beachtet, dass, auch wenn von der Heimaufsicht genehmigt, keine Wohneinrich-tungen mehr gefördert werden, in denen die Mindestgröße nach der Heimmindestbauverordnung nicht erfüllt sind bzw. die Vorgabe des Kuratoriums im Hinblick auf die Größe der Einzelzimmer von 15 qm nicht berücksichtigt wurden. Zu beachten ist auch nachstehende Konkretisierung:

1. Die Vorgabe von 15 qm² gilt nur für dauerhafte Wohnplätze. Kinder- und Jugendhilfe Einrichtungen sowie Reha-Plätze sind nicht betroffen. 

2. Bei der Vorgabe handelt es sich um  15 qm² Wohnraum, so dass das Bad nicht mit berücksichtigt werden darf. 

 FORMCHECKBOX 
 
Sind einzelne Teilsummen det. genug dargestellt bzw. liegt eine Ermittlung nach dem Ras-ter bei unterschiedlichen förderfähigen Kosten / unterschiedlichen Finanzierungen / unterschiedlichen Projekten in einem Gebäude etc. vor?

 FORMCHECKBOX 
 
Ist die Finanzierung der Gesamtkosten abgedeckt?
 FORMCHECKBOX 

Sollten mehrere Anträge gestellt werden, so ist in jedem Antrag auf die „anderen  Anträge“ und deren beantragte Fördersummen hinzuweisen. Ist diese Anzeige erfolgt?
 FORMCHECKBOX 
  Sollten mehrere Anträge für ein und das selbe Gebäude gestellt werden, so ist zusätzlich eine  Excel-Tabelle vorzulegen, aus dem sich die jeweiligen Bereiche etc. ergeben. Liegt diese Tabelle vor?
 FORMCHECKBOX 
  Es ist sind die Voraussetzungen in eine separate Begründung aufzunehmen und es muss nachvollziehbar dargestellt werden, warum diese Vorhaben in der geplanten Form umgesetzt werden. Liegt diese Begründung vor?
Für Investitionen gelten folgende Zuschussgrenzen:

Wohnen

Ein Antragsteller kann wählen zwischen:

einem Zins- / Tilgungszuschuss für ein Darlehen in Höhe von max. 600.000,-- €

(Zinszuschuss oder Tilgungszuschuss 153.675,-- €)

O D E R 

einem einmaligen Zuschuss in Höhe von max. 110.000,-- €
Der Zuschuss kann bis zu 10 % der förderfähigen Gesamtkosten betragen, wenn

Wohneinrichtungen mit über 24 Plätzen, die nicht dauerhaft Lebensmittelpunkt sind oder eine besondere Konzeption umsetzen, z.B.  Lebens- und Arbeitsgemeinschaft (antrophosophische Einrichtungen!)

geschaffen werden.

Anmerkung

Zu den s.g. „Ausnahmeeinrichtungen“ zählen 

· Internate, stationäre Einrichtungen der Eingliederungshilfe in Kinder- und Jugendeinrichtungen 

· Rehabilitationseinrichtungen nach Unfall oder Entzug

· Fachkliniken

· Übergangseinrichtungen für Wohnungslose

Zu den „normalen“ Wohneinrichtungen zählen

· Wohnheime 

· Innen-/Außenwohngruppen

· Ambulant Betreutes Wohnen
Der Zuschuss kann bis zu 30 % der förderfähigen Gesamtkosten betragen, wenn

· zusätzliche Plätze in bestehenden oder neuen Wohneinrichtungen mit bis zu insgesamt 24 Plätzen geschaffen werden (unter Beachtung der 24-er Umfeld-Regelung)
· eine Verbesserung der Wohnqualität erfolgt 

Anmerkung: bei Wohneinrichtungen im Bestand des Antragstellers platzzahlunabhängig
Der Zuschuss kann bis zu 40 % der förderfähigen Gesamtkosten betragen, wenn

· mit der Investition eine NEUE Wohneinrichtungen mit bis zu 12 Plätzen geschaffen wird

· besonderer behinderungsbedingter Mehraufwand anfällt, der über die DIN Barrierefreiheit hinausgeht (außergewöhnlicher technischer Ausstattungsstandard wie z.B. drahtlose Rufanlage, automatische Eingangstüren zu den BEWOHNERZIMMERN, Deckenlifter) für Menschen mit schwerster und mehrfacher Behinderung.
Anmerkung:

Hier ist ein zusätzlicher Antrag in Verbindung mit
- Schaffung einer neuen Wohneinrichtung mit bis zu 12 Plätzen
- zusätzlichen Plätzen in bestehenden oder neuen Wohneinrichtungen mit bis zu insg. 24 Plät-                          

  zen     

- Wohneinrichtungen mit über 24 Plätzen, die nicht dauerhaft Lebensmittelpunkt sind oder                                                                                                                     

  eine besondere Konzeption verfolgen oder     

- die Verbesserung der Wohnqualität zum Inhalt haben

möglich.

ACHTUNG:
sofern sich das zufördernde Gebäude im Eigentum des Antragstellers befindet, können auch hier lediglich 30% beantragt werden!
24 Plätze-Regel im Wohnbereich

Die Förderung von Wohnangeboten als dauerhafter Lebensmittelpunkt ist grundsätzlich auf Einrichtungen mit bis zu 24 Plätzen beschränkt. Sofern in unmittelbarem räumlichen Zusammenhang mit dem geplanten neuen Wohnangebot bereits andere Wohnangebote bestehen, soll unter Berücksichtigung konzeptioneller Gegebenheiten an diesem Stand-ort die Anzahl von insgesamt 24 Plätzen nicht überschritten werden.

Bei der ERMITTLUNG DER PLATZZAHL werden Wohnplätze aus ALLEN SOZIALEN Ein-richtungen angerechnet, die den Lebensmittelpunkt bilden: 
·  unterschiedliche Wohnformen (Wohnheime, Wohngruppen, ambulant betreutes Wohnen etc.) im Zielgruppenspektrum der Aktion Mensch 
·  unterschiedliche Wohnformen (stationäre Hospize, Altenheime etc.) außerhalb des Zielgruppenspektrums der Aktion Mensch
·  Schaffung von insgesamt mehr als 24 Plätzen (dies gilt auch durch, wenn dies durch mehrere einzelne Bauabschnitte geschieht)
Keine Auswirkung auf die 24-er-Regelung haben Plätze im Bereich:

· Kurzzeitpflege, 

· Besucherzimmer und 

· Trainingswohnen

sofern die Zahl der Dauerwohn- und Kurzzeitpflegeplätze NICHT die 24-er Grenze über-schreitet. 

Wird die Zahl überschritten, ist die Vorlage einer entsprechenden Bestätigung des Sozi-alhilfeträgers zweifelsfrei zu begründen, dass es sich um DAUERHAFTE Kurzzeit-Plätze handelt.

Wird festgestellt, dass diese Plätze in dauerhafte Einrichtungen umgewandelt werden, wird die Bewilligung widerrufen.

Vor dem Hintergrund, dass Fachkliniken und –krankenhäuser, Rehabiltiationsein-richtungen sowie Kurzzeitpflege dem vorübergehenden Wohnen dienen, werden diese Einrichtungen seit dem 01.01.2010 als Wohneinrichtungen definiert.

Sofern ein NEUES Wohnobjekt errichtet werden soll, das WENIGER als 500 m von dem
Standort anderer sozialer Einrichtungen entfernt ist und auf dem gleichen Grundstück oder Nachbargrundstück errichtet werden soll, ist eine Förderung NICHT mehr möglich.

Sofern ein NEUES Wohnobjekt errichtet werden soll, das WENIGER als 500 m von dem Standort anderer sozialer Einrichtungen entfernt ist und es sich dabei nicht um das gleiche oder das Nachbargrundstück handelt, muss der Antragsteller eine besondere NACHVOLLZIEHBARE  Begründung vorlegen.                                                                                             
Im Rahmen einer Einzelberatung entscheidet das Kuratorium über eine Förderung oder Ablehnung des Antrages. 

Anmerkung:
Ersatz-Neubauten auf einem „Stamm-/Anstaltsgelände“ oder an anderen Orten bei Überschreitung der 24-er Regelung in unmittelbarem räumlichen Zusammenhang sind nicht mehr förderfähig und zwar auch dann nicht, wenn es sich um einen Ersatz-Neubau mit gleicher oder geringerer Platzzahl handelt.

Keine Auswirkung auf die 24-er Umfeld-Regelung hat:
· ob die zur Förderung beantragte Einrichtung selbst weniger als 24 Plätze umfasst  

· ob es sich um Ambulant Betreutes Wohnen oder eine stationäre Wohneinrichtung handelt

· um welche Zielgruppe es sich handelt

Bei Überschreitung der 24-er Umfeld-Regelung bzw. Einrichtungen, die den „Ausnahmeeinrichtungen“ zuzuordnen sind, werden Aussagen zu folgenden Kriterien erwartet:

· beinhaltet das Angebot Einzelzimmer für alle Bewohner, auf Wunsch auch die Möglichkeit des Paarwohnens?

· ist ein Badezimmer für maximal zwei Personen vorhanden?

· ist eine Trennung von Wohnen und Arbeiten nach dem Normalisierungsprinzip gegeben? (nicht bei Konzeptionen wie Lebens- und Arbeitsgemeinschaften)

· ist eine Einbindung und Anpassung der Einrichtung in das Gemeindewesen gegeben?

· liegt eine Binnendifferenzierung vor und ist diese flexibel gestaltbar? Bei Wohngruppen ist die  Gruppengröße von 6 bis 8 Plätzen je Gruppe zu beachten.
· ist die Darstellung der räumlichen Nähe aller anderen stationären und ambulanten sozialen Einrichtungen auf dem Gelände bzw. im Gebäude mit Personenkreisen innerhalb und außerhalb des Förderspektrums der Aktion Mensch etc. vorhanden?                                              
· Darzustellen ist:
- die räumliche Entfernung zwischen den einzelnen Einrichtungen, 

- die Größe des Gesamtgeländes, sowie die Angaben wo sich das zu bebauende Gelände befindet 
(z.B. Das Gelände befindet sich am Stadtteil... von..., in dem... Einwohner leben, es liegt in einem Mischgebiet am Rande des Wohngebietes. Die Anbindung an den ÖVPN ist optimal, die Stadtbahn-Haltestelle befindet sich in unmittelbarer Nachbarschaft, die Bus-Haltestelle ist fußläufig in wenigen Minuten erreicht. etc.)
· ist die Wohnstätte komplett barrierefrei
Vorzulegen ist ein Lageplan mit den entsprechenden Kenntlichmachungen (Art der Einrichtung, Platz-zahl, Entfernung zwischen den Gebäuden)
Anmerkung:

Bei allen Einrichtungen nach § 35 a verlangt das Kuratorium eine Bescheinigung des Jugendamtes aus der sich ergibt, dass dort

-  tatsächlich nur eine Unterbringung nach § 35 a SGB VIII erfolgt bzw. 

-
es muss bestätigt werden, wie viel Plätze bei einer „Mischbelegung“ der Unterbringung nach § 35 a SGB VIII zuzuordnen sind. 
Sollte bei Einrichtungen eine "Mischbelegung" erfolgen, so kann nur anteilig eine Förde-

rung erfolgen, d.h., auch die Gesamtkosten im Antrag sind zu reduzieren und zusätzlich ist

eine Excel-Tabelle aus der sich die Gesamtkosten und die Zuordnung ergeben, vorzulegen.
Zu beachten ist,  dass sollte innerhalb der Zweckbindung (25 Jahre) der gewährten Zuwendung die Einrichtung anders, als zum Zeitpunkt der Beantragung der Mittel genutzt werden, die Zweckänderung anzuzeigen ist und die Rückzahlungsverpflichtung zum Tragen kommt.
SOG. REGELFINANZIERTE TAGESEINRICHTUNGEN mit fester Platzzahl, wie z.B.
· Tagesförderstätten
· Integrative Kindergärten-/Kindertagesstätten
· Integrative Schulen

Ein Antragsteller kann wählen zwischen:

einem Zins- / Tilgungszuschuss für ein Darlehen in Höhe von max. 600.000,-- €

(Zinszuschuss oder Tilgungszuschuss 153.675,-- €)

O D E R 

einem einmaligen Zuschuss bis zu einer max. Höchstfördersumme von 110.000,-- €.
Ansetzbar sind entweder

· die anteiligen Gesamtkosten der Maßnahme für die Integrationsplätze (z.B. insgesamt 50 Plätze, davon 10 für Behinderte = ansetzbar Gesamtkosten für 10 Plätze, diese zählen doppelt –unter Beachtung, dass keine Voll- / Überfinanzierung der Maßnahme dadurch entsteht ) mit max. 30 % 
oder

· des ermittelten behinderungsbedingten Mehraufwandes mit max. 40 %.
NUR Verbesserung der BARRIEREFREIHEIT in 
· Ambulanten Einrichtungen
· Integrativen Einrichtungen

z.B.
· „klassische Begegnungsstätten für behinderte und nicht behinderte Menschen“ und Gemeindezentren mit integrativem Konzept**  (nur der Mehraufwand ist förderfähig!)
· Integrativen Kindergärten-/Kindertagesstätten
· Integrativen Schulen
· Tagesstätten
· Erholungs- und Familienferienstätten /Kureinrichtungen  
· Tagungs- und Bildungsstätten 
  

         (nur der Mehraufwand ist förderfähig)

**Bei Anträgen für Gemeindezentren mit Integrativem Konzept ist zu beachten:

Es werden keine Zentren gefördert, die „rein kirchliche Maßnahmen/Angebote“ vorhalten, d.h. keine Räume für Gottesdienste, Konfirmandenunterricht u.ä. 

Den Anträgen ist ein ausführliches Konzept der Integrativen Angebote beizufügen und auch ein „Wochen-/Monatsplan“, in dem sämtliche Angebote, die in den Räumen stattfinden sollen, ersichtlich sind.
Ein Antragsteller kann wählen zwischen:

einem Zins- / Tilgungszuschuss für ein Darlehen in Höhe von max. 600.000,-- €

(Zinszuschuss oder Tilgungszuschuss 153.675,-- €)

O D E R 

einem einmaligen Zuschuss von max. Zuschuss 40 %  bis zu einer max. Höchstfördersumme von 110.000,-- €.

Förder- und ansetzbar sind nur die unmittelbar für die Herstellung der Barrierefreiheit anfallenden Kosten:
· selbstöffnende/schließende Türen (Mehrbetrag gegenüber „normalen“ Türen)

· rollstuhlgerechter Bodenbelag (Mehrbetrag gegenüber „normalem“ Bodenbelag)

· behindertengerechte Sanitäranlagen

· behindertengerechte Zuwegung 

-Straßen- und Bodenbeläge 

-Rampen 

-Aufzüge

· optische und akustische Anlagen für Behinderte (Leitsysteme für Sinnesbehinderte und Menschen mit Lernbehinderungen)

· Mehrkosten für die Errichtung der Zimmer, die zur ausschließlichen Nutzung für Behinderte bestimmt sind (Um- und Erweiterungsbauten)

· und daraus resultierend anteilige Baunebenkosten

sowie

· Kosten für behindertengerechtes Mobiliar 

Anmerkung: 

Diese Aufzählung ist abschließend und somit nicht erweiterbar. 


Die Oberbegriffe sind zu verwenden und es sind hinter die jeweiligen Einzelpunkte nur die    Kosten einzusetzen.
AMBULANTE DIENSTE
· Frühförderstellen für behinderte und von Behinderung bedrohte Kleinkinder ab der Geburt bis max. zum Schuleintritt 

· Kontakt-/ Beratungs- und/oder Anlaufstellen für behinderte Menschen und deren Angehörige 

· Familienentlastende-/unterstützende Dienste für Menschen mit Behinderung und deren Angehörige

· ambulante Dienste / offene Hilfen für Menschen mit Behinderung und deren Angehörige

· Begegnungsstätten**
Die bisherige Förderung aus 

· Zuschuss von bis zu max. 250.000,-- € und 

· Zins- oder Tilgungszuschuss für ein Darlehen von bis zu 500.000,-- € 

wird beibehalten.
Der Zuschuss beträgt max. 40 % für Grundstück, Bauten und Inventar (incl. Fördermaterial)
der förderfähigen Kosten.   
**  Begegnungsstätten, die über die „reine“ Begegnung hinaus ein weiteres Spektrum an Angeboten (kontinuierliche Angebote für Menschen mit Behinderung im Bereich Beratung, Bildung, Freizeit) vorhalten.
Hier bleibt das Votum der Gremien abzuwarten.
Anmerkung:
Bei dem Ansatz von Spiel- und Fördermaterial gilt: 

1.  Verbrauchsmaterialien (Gegenstände, die nicht inventarisiert werden) werden nicht bezuschusst.

2. Spiel- und Fördermaterialien sowie Spiel- und Fördergeräte werden wie Inventar gefördert.

Gefördert werden:

· Materialien für Kinder und Erwachsene mit Behinderung, um ihre individuellen Fähigkeiten zu erproben und weiter zu entwickeln
· Ausstattungen, mit denen motorische und intellektuelle Fähigkeiten trainiert werden 

· Materialien zur Erweiterung der sinnlichen Wahrnehmung

· Gruppen- und Einzelspiele
förderfähig sind:

Spielmaterial, Greifmaterialien, bewegungsanimierendes Spielzeug, Snoezel-Elemente, Klanginstallationen, Puppen, Sachgegenstände, Spiele, Trainings- und Fördermaterialien.
 
 FORMCHECKBOX 
    Wird der Anteil der Eigenmittel in der erforderlichen Höhe erbracht?

Liegt der Anteil der Eigenmittel unter 20 %,  soll er den Zuschuss der Deutschen Behindertenhilfe – Aktion Mensch NICHT unterschreiten.  

Zusätzlich zu den ausgewiesen Eigenmitteln in Form von Barmitteln können Ersatz-Eigenmittel angesetzt werden.

 Als Ersatz-Eigenmittel zählen:

 -    Darlehen, die nicht aus öffentlichen Mitteln gewährt werden

 -    Eigenleistungen (anerkannt werden lediglich z.B. unentgeltliche handwerkliche Eigen-
      leistungen von EHRENAMTLICHEN)

-   Zuwendungen aus dem Diakoniefonds

-   Zuwendungen der Landeskirche

·    Zuwendungen privater Förderorganisationen, sofern sie nicht den Charakter öffentlicher Mittel   haben

Hinweis: 

Zuwendungen von

· Stiftung des Landes .. für Wohlfahrtspflege

· Landesstiftung ...

· Spenden aus öffentlichen Mitteln (z.B. des Landkreises zur Verstärkung der Eigenmittel)

· Vorsteuer-Erstattungen u.ä. 
SOWIE

· “umgelegte” Kosten für beim Antragsteller beschäftigte Mitarbeiter (z.B. Hausmeister u.ä.) und zwar  gleichgültig ob hauptberuflich oder auf 400,--€-Basis, Zivis etc. 
werden nicht als (Ersatz-Eigenmittel) anerkannt

· Die von der Stiftung Deutsche Behindertenhilfe mit einem Zins-/Tilgungszuschuss geförderten  Darlehen werden in Höhe von 50 % der Darlehenssumme als „Ersatz-Eigenmittel“ anerkannt.

 FORMCHECKBOX 
 Wurde geprüft, ob eine „Teilbewilligung“  beantragt bzw. beantragt wurde (z.B. sep. Antrag  auf Zuschuss zum Erwerb oder getrennte Anträge für unterschiedliche Einrichtungen in einem Gebäude? 

Falls ja, ist dies offen zu legen und -je nach dem auch bereits- die Bew.-Nr. und Verwendungszweck sind anzugeben.

            FORMCHECKBOX 
   Wurde die „Teilbewilligung“ berücksichtigt und geprüft, dass mit der jetzt beantragten Förderung der Höchstzuschuss von € 110.000,-- bzw. € 250.000,-- nicht überschritten wurde?
 FORMCHECKBOX 
   Enthält der Finanzierungsplan auch Bar-Eigenmittel (bzw. und / oder Zuschüsse von Ersatz-Eigenmittelgebern und falls ja, sind diese ausgewiesen)? 

 FORMCHECKBOX 
   Liegt des det. Aufstellung des Architekten bei Eigenleistungen (Aufstellung nach  ..Std. ... Arbeiter z.B. Erdaushub sowie Aufstellung,  wo nach die Zuordnung der Eigenleistung nach Kostengruppen hervorgeht) vor und entspricht der Ansatz der Beträge (ca. 15,-- € je Stunde) dem Ansatz in der Finanzierung und wurden diese Eigenleistungen unter „Eigenmittel“ separat ausgewiesen?
 FORMCHECKBOX 
   Liegt die Bestätigung vor, dass

        FORMCHECKBOX 
     KEINE  “umgelegten” Kosten für beim Antragsteller beschäftigte Mitarbeiter (z.B. Hausmeister u.ä.), und zwar gleichgültig ob hauptberuflich oder auf 400,--€-Basis, Zivis etc. ) enthalten sind und nur UNENTGELTLICH ehrenamtliche Arbeit angesetzt und geleistet wird?
 
        FORMCHECKBOX 
     evtl. in den Eigenleistungen veranschlagte Personalkosten  nicht bereits  durch andere Kostenträger (z.B. 1- €-Jobber o.ä.) finanziert werden?
 FORMCHECKBOX 
   Entspricht  der angesetzte Kaufpreis bei Erwerb von Gebäuden / Eigentumswohnungen dem aktuellen, vom Antragsteller in Auftrag gegebenen Wertgutachten?

Das Kuratorium fördert anteilig den Erwerb nach dem Wertgutachten. 

Sollte ein Antrag auf  einen „überhöhten“ Kaufpreis abgestellt und auf dieser Basis der Zuschuss ermittelt werden, muss eine Begründung abgegeben werden, warum über Wertgutachten erworben wird, i.d.R. wird nur der Betrag des Wertgutachtens akzeptiert!
Die Entscheidung des Kuratoriums bleibt abzuwarten!
 FORMCHECKBOX 
  Sind alle Kostenpunkte förderfähig?

 FORMCHECKBOX 
  Beinhaltet der Antrag nur die Kosten, die seitens der Aktion Mensch förderfähig sind?

 FORMCHECKBOX 
   Sofern nicht alle Kosten, die nach Antragseingang durchgeführt werden, förderfähig sind bzw. enthält z.B. ein Bescheid eines Zuwendungsgebers Maßnahmen, die seitens der Aktion Mensch nicht förderfähig sind, so ist eine Excel-Tabelle vorzulegen.

       Wurde diese beigefügt?
 FORMCHECKBOX 
  Liegen Bewilligungs- oder Ablehnungsbescheide öffentlicher Zuwendungsgeber bzw. Kopien  der dort eingereichten Förderanträge vor?

       Entsprechen diese den Angaben im Antrag?

  FORMCHECKBOX 
  Liegt die Stellungnahme des zuständigen Kostenträgers, sofern dieser nicht an der Finanzierung beteiligt ist

bzw. 
der Nachweis des vergeblichen Bemühens des Erhaltens einer solchen Stellungnahme (durch Vermerke, aus denen ersichtlich ist: das Datum sowie die Behörde, die jeweiligen Gesprächsteilnehmer, Inhalt des Gespräches, Unterschrift des Mitarbeiters des Antragstellers) vor?

 FORMCHECKBOX 
   Wurde die beantragte Förderung aus Mitteln der  Aktion Mensch  bzw. der Stiftung bei den übrigen Zuwendungsgebern angezeigt?

Falls nein, ist der Antragsteller aufzufordern, diese Mittel gegenüber den öffentlichen Zuwendungsgebern anzuzeigen und den schriftlichen Nachweis der Zuwendungsgeber vorzulegen, dass das nachträgliche Anzeigen nicht zu einem Wegfall oder der Reduzierung der bewilligten/beantragten Mittel führt.
 FORMCHECKBOX 
  Werden Objekte mit unterschiedlichen Einrichtungsarten „belegt“, wie z.B. EG = Wohngruppe 

 
für Menschen mit Behinderung // 1. OG Wohngruppe für Menschen mit altersbedingten Behinderungen, so ist zusätzlich die Erklärung der „Nicht-Doppelförderung“ aus unterschiedlichen Soziallotterien abzugeben.
7.  Sonstige Unterlagen

 FORMCHECKBOX 
   Wurde eine aussagekräftige Konzeption -bezogen auf die zu fördernde Einrichtung  sowie    dem zur Förderung beantragten Personenkreis- erstellt?

 FORMCHECKBOX 
  Entspricht der Miet-/Pacht-Erbpachtvertrag der geforderten Mindestlaufzeit?

       FORMCHECKBOX 
 
10 Jahre (gerechnet ab Eingangsdatum bei investiven Maßnahmen 

           
(Einbau-/Teeküchen etc. zählen generell bauseits)

       
Anmerkung: 25 Jahre bei ambulanten Einrichtungen/Diensten

       FORMCHECKBOX 

Liegt die formlose Mitnahmeerklärung bei Beantragung lediglich von beweglicher Ausstattung vor, sofern ein Mietvertrag von 5 oder unter 5 Jahren geschlossen wurde?

(Anmerkung: beweglich = HINGEHEN – ohne Zuhilfenahme von Werkzeugen -ANHEBEN – WEGTRAGEN)

       FORMCHECKBOX 
    Liegt –sofern öffentliche Mittel nicht Bestandteil des Finanzierungsplanes sind- die det. Ausstattungsliste für die bewegliche Ausstattung (langlebige Wirtschaftsgüter, die über mehrere Jahre inventarisiert und abgeschrieben werden) vor und geht diese mit der Summe im Kostenplan konform?

      FORMCHECKBOX 
   Wurden nur förderfähige Ausstattungen angesetzt ?

            Verbrauchsmaterialien (hierzu zählen auch Briefbögen, Bleistifte etc.) sind weder förder- noch ansetzbar
      FORMCHECKBOX 
     Liegt der Entwurf des Nutzungs-/Mietvertrages bei BETRIEBSTRÄGERSCHAFTEN zwischen dem förderfähigen Antragsteller und seiner Betriebsträger gGmbH- vor und entspricht dieser den Vorgaben?

Bei Vertragsentwürfen mit einer Laufzeit von 10 Jahren zwischen Antragsteller und Betriebsträger wird nachgefragt, auch wenn eine Option für weitere Jahre enthalten ist, warum dieser lediglich, die Dauer von 10 Jahren geschlossen werden soll.
Es bleibt dann abzuwarten, ob die Begründung seitens der Aktion Mensch anerkannt werden kann.

Ergänzend wird um die Kalkulation für die Miete gebeten.

Des weiteren ist darauf hinzuweisen, dass Bestandteil des Mietvertrages sein muss, dass der Mieter in die Verpflichtungen, die sich aus dem Zuwendungsbescheid ergeben, eintritt.

 FORMCHECKBOX 
   Stimmt der Grundbuchauszug mit den Antragsdaten überein und ist dieser aktuell, komplett und wurde das betroffene Grundstück durchgängig kenntlich gemacht?


 FORMCHECKBOX 
   Wurde die Aufstellung der Erwerbsnebenkosten erstellt?

(ansetzbar sind NUR Maklergebühren / Kosten Wertgutachten für Gebäude bzw. Eigentums-wohnungen / Notargebühren / Grunderwerbsteuer)  

 FORMCHECKBOX 
   Wurde bei Anträgen des Ambulant Betreuten Wohnen 
· der Vordruck für die Kalkulation der Miete nach der II. Berechnungsverordnung dem Antrag beigefügt und komplett ausgefertigt?

   
Anmerkung:

       In den Fällen, in denen eine Abweichung zur ortsüblichen Kaltmiete von über 10 % auftritt, muss der Antragsteller eine ausführliche Begründung vorlegen. Liegt eine Abweichung von mehr als 30 % vor, erfolgt KEINE Förderung. 
· die Wirtschaftlichkeitsberechnung gem. dem Vordruck erstellt?    

 FORMCHECKBOX 
   Wurde die erforderliche „Verpflichtungserklärung“ (NUR bei Anträgen von Kirchengemeinden, Landeskirchen etc.) abgegeben?

Die Anforderung weiterer Unterlagen bleibt vorbehalten.
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